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Rechtsprobleme in sozialpädagogischen
Handlungsfeldern

Klaus Rehbein

Erziehung zur Grundrechtsmündigkeit als öffentliche

Aufgabe

In „Die Künstler" beschreibt Schiller 1789 den Menschen als „Frei durch Vernunft,

stark durch Gesetze... / Herr der Natur, die deine Fesseln liebet". Er fordert die

Menschheit auf: „Der Menschheit Würde ist in eure Hand gegeben - / Bewahret sie!" Es

heißt: „Menschheit" und „Euer", nicht: „Mensch", „dein" und „Bewahre".

Gemäß Artikel 1 der UN-Deklaration „Allgemeine Erklärung der Menschenrechte"

vom 10.12.1948 (vgl. Dürig, 1983; Podlech, 1984) sind alle Menschen „frei und gleich

an Würde und Rechten". - Etwa zeitgleich mit Schiller, 1783, schließt Kant seinen

Aufsatz „Beantwortung der Frage: Was ist Aufklärung" mit dem Satz: „Wenn denn die

Natur... den Hang und Beruf zum freien Denken ausgewickelt hat: so wirkt dieser

allmählich zurück auf die Sinnesart des Volkes... und endlich auch sogar auf die

Grundsätze der Regierung, die es ihr selbst zuträglich findet, den Menschen, der nun

mehr als Maschine ist, seiner Würde gemäß zu behandeln." - Es heißt: „den

Menschen", also den Menschen als Gattungswesen, nicht die Menschen als Glieder

einer Gruppe. Unter der Kategorie Würde definiert sich der Mensch als solcher,

zunächst also nicht als Klassengenosse oder Träger einer Rolle, als Kind oder Elternteil,

als Angehöriger einer Nation oder Rasse oder Religion. Würde aber macht, wie

jedermann weiß, sich nicht aus sich selbst heraus erscheinen, sondern sie zu

verwirklichen ist sie uns derart aufgegeben, daß die Befreiung zur Sittlichkeit „im

Subjekt die harte Arbeit gegen die bloße Subjektivität des Benehmens, gegen die

Unmittelbarkeit der Begierde sowie gegen die subjektive Eitelkeit der Empfindung und

die Willkür des Beliebens (ist...) Durch diese Arbeit der Bildung ist es aber, daß der

subjektive Wille selbst in sich die Objektivität gewinnt, in der er seinerseits allein würdig

und fähig ist, die Wirklichkeit der Idee zu sein" (Hegel, § 187).

Indem die Natureinfalt und Roheit des Wissens und Willens, also die Unmittelbarkeit

und Einzelheit, in die der Geist versenkt ist, weggearbeitet werde, erhalte der Geist in

der Form der Allgemeinheit ein Dasein als Freiheit. In diesem Verständnis der Bildung

zur Freiheit in der Form der Allgemeinheit schützt Art. 1 GG nicht nur die Würde des

einzelnen Menschen, sondern schützt die Würde der Menschheit als soziales und

solidarisches Prinzip und als Handlungsauftrag. Der Schutz der Würde der AUgemein-
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heit umgreift die Würde des Individuums. Umgekehrt: Indem die Würde des einzelnen

geschützt wird, wird immer und notwendig die Würde aller einzelnen, also die

Menschheit der Menschheit, eben ihre Würde, in Gegenwart und Zukunft geschützt.

Die Verletzung der Würde des einzelnen ist damit immer notwendig eine Verletzung der

Würde der Menschheit. Indem die freie Entfaltung der Persönlichkeit des einzelnen

notwendig und immer auf die Verwirklichung der Würde als Gattungsprinzip zielt, ist

die Entfaltung der Persönlichkeit dann und nur dann frei, wenn die Freiheit des anderen

durch die Verwirklichung der eigenen Freiheit nicht beschränkt wird. Hieraus ergeben

sich Folgerungen für Recht und Erziehung. Wenn Art. 1 und 2 GG als vorkonstitutio¬

nelles Menschenrecht definiert werden, kann ihr geschütztes Rechtsgut mcht der

einzelne Mensch, also das isolierte Individuum, sein, sondern Schutzobjekt sind die zu

verwirklichende Würde und die Freiheit der Menschheit aus Anlaß der Problemlage des

Einzelfalles. Die Menschenwürde als Gattungsprinzip zu schützen ist ein genereller

politischer Handlungsauftrag, aus dem sich die Schutzpflicht gegenüber dem einzelnen

mit Notwendigkeit ergibt. Ingo V. Münch interpretiert Art. 1 GG insofern falsch, als er

feststellt, daß Art. 1 GG nur den einzelnen Menschen schütze und die Interpretation der

Würde als Menschheitsprinzip lediglich in den Bereich des moralischen Appells, aber

nicht in den der Verwirklichung einer Rechtspflicht gehöre (v. Münch, Rz8).

Demgegenüber gilt es vielmehr inhaltlich und dediziert zu bestimmen, was der vom

BUdungsbegriff umfaßte Rechtsbegriff konkrekt meint, wenn Erziehung und Bildung

im Rahmen der Rechtsordnung als offenthche Aufgabe gesehen werden.

Klafki z.B. geht davon aus, daß Bildung nur als Allgemeinbildung ausgelegt werden

könne. „,Allgemein' besagt hier, daß Bildung eine Möglichkeit und Ansprach aller

Menschen ist.
,Allgemein' (...) meint schheßhch, daß Bildung sich zentral im Medium

des Allgemeinen vollzieht (...) d. h. in der Aneignung von und der Auseinandersetzung

mit dem die Menschen gemeinsam Angehenden" (Klafki, 1985, S. 17f.). Inhalt dieser

formalen Begrifflichkeit sind aber notwendig Würde und Freiheit, die der Staat als

sozialer Rechtsstaat zu schützen sich zur Aufgabe gemacht hat. Die Verwirklichung der

Menschenrechte und Grundrechte durch Handeln im Horizont von Bildung und

Erziehung ist im Rahmen der Schutzfunktion des Staates dann notwendig eine

öffentliche Aufgabe. Wie damit umzugehen ist, soll am Beispiel des Strafvollzugsge¬

setzes, des Bundessozialhilfegesetzes und des Art. 12 des Grundgesetzes deutlich

gemacht werden.

I. Was bedeuten Freiheit und Würde für die ausgeschlossenen Eingeschlossenen,

nämlich Strafgefangene? Sind sie Bürger minus Freiheit oder Straftäter ohne Würde?

Kriminalität ist ein kollektiv produziertes, individuell verantwortetes, durch den im

Strafvollzug verwaltetes, gesellschaftliches Negativgut. Das Strafrecht ist die am

schärfsten geschliffene Waffe der Gesellschaft.

Nach § 2 StVollzGes soll der Gefangene fähig werden, im Vollzug ein Leben ohne

Straftaten zu führen, und nach § 4 soll die Bereitschaft des Gefangenen, an seiner

Behandlung mitzuwirken, geweckt und gefördert werden. Um das zu verwirklichen,

soll schädlichen Folgen des Vollzuges entgegengewirkt werden und das Leben den

allgemeinen Lebensverhältnissen so weit als moghch angeglichen werden (§ 3). Für den

Jugendstrafvollzug gelten Ordnung, Arbeit, Unterricht, Leibesübungen und sinnvolle

Beschäftigung in der freien Zeit als Grundlage dieser Erziehung (§91 JGG). - Was aber

heißt Angleichung an allgemeine Lebensverhältnisse als Sozialisationsvoraussetzung?
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Der Strafvollzug müßte durch eine soziale Struktur des Systems selbst den Aufbau eines

Lern- und Trainingsfeldes zur sozialen Interaktion und Kommunikation zwischen

Gefangenen und Bezugspersonen ermöglichen. Das heißt, es müßte ein Milieu mit

Problemlösungscharakter auf der Therapie- oder unmittelbaren Handlungsebene

geschaffen werden, in dem durch die Möglichkeit der Übernahme von Mitverantwor¬

tung Selbstregelungsprozesse initiiert werden, die zu sozialadäquaten Handlungs- und

Reaktionsmöglichkeiten befähigen. Akzeptiert die Gesellschaft einen solchen Straf¬

vollzug? Sie tut es nicht, wie an drei Problemkreisen stellvertretend für den

Gesamtbereich sehr einfach gezeigt werden kann:

1) Der Gefangene erhält keinen Arbeitslohn, sondern ein Arbeitsentgelt. Dieses

beträgt 5% des durchschnittUchen Arbeitsentgeltes aller Versicherten der Rentenver¬

sicherung des Vorjahres der Region (§§ 43 u. 200 StVoUzGes). Das heißt, der

Gefangene wird nicht befähigt zu lernen, seinen Unterhalt zu verdienen, eine Therapie
selbst zu finanzieren, seine Familie zu ernähren, für seine Zukunft zu sorgen und seine

Schulden zu bezahlen.

2) Die ursprüngliche gesetzliche Fassung des § 65 StGB, auf deren Gmndlage das

Gericht die Unterbringung in einer Sozialtherapeutischen Anstalt anordnen können

sollte - die Bestimmung hätte am 1.1.1985 in Kraft treten müssen - wurde am

20.12.1984 mit der Maßgabe aufgehoben, daß die Verlegung verwaltungsintern (§ 9

StVoUzGes) erfolgt. Damit aber haben die Justizverwaltungen die Steuerungsmöglich¬
keit hinsichtlich der Zahl der Bedürftigen und der Art der Therapie und können nicht

von einer unabhängigen Rechtsprechung zu sachlichen und personenbezogenen
Investitionen gezwungen werden.

Für beide, stellvertretend für weitere Bereiche erweist es sich, daß das Vertrauen in die

Glaubwürdigkeit staatlicher Selbstbindung zugunsten der negativ betroffenen Bürger

von dem Hintergrund des Vorranges von Finanzstrukturen stark erschüttert ist. Vor

diesem Hintergrund haben gesellschaftliche Organisationen, die an der Erfüllung des

Auftrages mitarbeiten müßten, den Vollzug den allgemeinen Lebensverhältnissen so

weit als möglich anzugleichen, z.B. Gewerkschaften, keine Chance zur Mitarbeit.

3) 1960 entschied der BGH, daß gem. § 17 JGG Jugendstrafe wegen der Schwere der

Schuld nur verhängt werden dürfe, wenn das aus erzieherischen Gründen erforderlich

sei, da für die Bemessung der Strafe in erster Linie das Wohl des Jugendlichen

maßgebend sei. 1981 entschied der BGH, daß für die Höhe der Jugendstrafe auch die

Schwere der Schuld eigenständige Bedeutung haben könne. Damit wird die formal¬

strafende Funktion des Jugendstrafvollzuges gestärkt. Wem dient der Sinneswan¬

del?

Kriminalität ist ein gesellschaftliches Negativgut; der Kreislauf der Delinquenz ist kein

unerwünschtes Nebenprodukt des Strafvollzuges, sondern notwendiges Ergebnis des

Systems (vgl. Foucault, S. 356f.). Das heißt, die Dysfunktionalität des Systems ist nur

scheinbar eine solche, tatsächhch ist sie gewollt und legitimiert. Tiefenpsychologisch

interpretiert ist Jugendkriminalität eine verzweifelte, anarchistische und destmktive

Weise der Umkehr erlebter Ablehnung und Feindseligkeit der Gesellschaft (Moser,
S. 246).

Systemtheoretisch formuliert bedeutet das, daß die tiefliegende Paradoxie des struk¬

turellen Defizites selbst die Bedingung der Möglichkeit des Systems ist (Luhmann,
S. 62). Die legitimatorisch formulierten Begründungen in einem Jugendstrafurteil
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widersprechen konkret den Gegebenheiten der Form von Sozialisation, die der

Jugendliche im Vollzug erfährt. Damit sozialisieren nicht die als Handlungsanweisun¬

gen formulierten Absichtserklärungen der Sozialisationsagenten, sondern die Diffe¬

renz zwischen Absichtserklärungen und konkreter Handlungsstruktur sind selbst

desozialisierend konstitutiv.

IL Gemäß § 1 Sozialgesetzbuch und § 1 Bundessozialhilfegesetz ist dem Empfänger

von Sozialhilfe die Führung eines Lebens zu ermöglichen, das der Würde des Menschen

entspricht. Die Zulässigkeit der Bedürfnisse des Hilfeempfängers wird an einem sog.

Warenkorb abgelesen. Beispiele aus dem Katalog: „Friseurleistung für Damen (nur

Waschen, Legen ohne Festiger und ohne Haarspray), einmal monatlich." - „Pudding¬

pulverzum Kochen, Vanillegeschmack, in Beuteln für 1/2 1 Milch, Packungenzu 3 oder

5 Stück, Markenware, 15 Btl., 76 g." - „Blumenkohl, 15-20 cm Auflagedurchmesser,

Handelsklasse II, 200 g." -Es ist zuzugeben, daß die Sozialarbeiter in den Sozialämtern

Entscheidungshilfen für den Ermessensbereich brauchen, wo das Gesetz ein Ermessen

vorsieht. Die Aufnahme von Menschenrechts- und Grandrechtsbegriffen und insbe¬

sondere des Wortes „Würde" in Gesetze, die der Verfassung nachgeordnet sind, birgt

jedoch die Gefahr in sich, ihren Goldeswert in der kleinen Münze inflationären Blechs

zu veräußern. Das gilt insbesondere dann, wenn befürchtet werden muß, daß durch die

Aufnahme der Verfassungsbegriffe suggeriert werden soll, ihr sozialverpflichtender

Inhalt sei bereits durch die Nennung konkret umgesetzt. „Bettler werden Fürstenbrü¬

der" (Schiller, An die Freude, 1786) nicht durch die Wiederholung abstrahierender

gesetzlicher Definitionen, sondern dadurch, daß ihr Handlungsanweisungscharakter
erkannt und gesellschaftsbezogen umgesetzt wird. Der „Warenkorb" dient diesem Ziel

nicht.

III. Art. 12 (1) GG lautet: „Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und

Ausbildungsstätte frei zu wählen." - Dieses Grundrecht der Berafsfreiheit beinhaltet

die Garantie der Möglichkeit selbstverantwortlicher Existenzgestaltung, individueller

Persönlichkeitsbildung und sozialer Statusbestimmung des einzelnen (Scholz, Rz9).

Das BVerfG geht davon aus, daß für die Bildung der menschlichen Persönlichkeit

Arbeit und Beraf und die Freiheit ihrer Wahl als wirtschaftliche und soziale Freiheits¬

und Funktionsgewährleistung zur eigenen autonomen Existenzsicherung konstitutiv

seien. Damit kommt unter pädagogischen Gesichtspunkten dem AusbUdungs- und

Berafsbeginn besondere Bedeutung zu. Deshalb stellt das BVerfG fest, „daß grund¬

sätzlich alle ausbildungswilligen Jugendlichen die Chance erhalten (müssen), einen

Ausbildungsplatz zu bekommen" (BVerfGE 55, 274, 313). Das bedeutet für alle

potentiellen Arbeitgeber, Ausbildungsverpflichtungen zu übernehmen. Ausbildung

kostet aber Geld. Es handelt sich bei der insoweit möghchen Kollision zwischen dem

Unternehmergrundrecht auf Verwirklichung der Eigentumsfreiheit und dem Ausbil¬

dungsanspruch der Jugendlichen um eine Grundrechtskollision. Diese besteht darin,

daß es sich bei der Berufsfindungs- und Berufswahlfreiheit um Kernbereiche von

Würde und Freiheit in den „existenziellen Bezügen individueller und gesellschaftlicher

Identitätsfindung" (Mückenberger, S. 81), bei der unternehmerischen Berufsaus¬

übung insoweit mehr nur um ökonomische und soziale Funktionen handelt. Dem durch

das Grundgesetz verfaßten Staat obliegt im Rahmen seiner Grundrechtspolitik nicht

nur die Sicherung von Freiräumen, sondern auch die Förderung der Bedingungen der

Grundrechtsverwirklichung, d.h. er hat insoweit in die Wirtschaftsstruktur von

Verfassungs wegen einzugreifen. Folgt der Staat diesem Verfassungsauftrag nicht,
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degeneriert also das Grandrecht der Jugend auf Berufsausbildung gemäß Art. 12 GG

im Rahmen des Grandrechtes auf freie Entfaltung der Persönlichkeit zu einem

Grundrecht unter Konjunkturvorbehalt, wird er denjenigen die Argumente liefern, die

in der Verfassung nur den legitimatorischen Überbau für eine kapitalistische Wirt-

schaftsstraktur sehen. Ein Grandrecht unter Konjunkturvorbehalt läuft leer. Die

konkrete personale Freiheitsverwirkhchung durch Berafsausübung hat unter dem

Schutzschild des Würdebegriffes teil an der Staatszielbestimmung der Bundesrepublik
Deutschland. Wird die auch in bezug auf die individuelle Freiheitsverwirklichung durch

das Angebot der Berufsausbildung konkretisierte Staatszielbestimmung ihres Wesens

beraubt, entzieht sich der Staat seine demokratische Basis.

Damit erweist sich die Produktionssphäre als zentrale gesellschaftliche Vermittlungs¬

kategorie. Wenn der Staat in Zusammenhang mit der Anspruchslage des Subjekts auf

Verwirklichung subjektiver Freiheit durch eigengestaltete Subsistenzsicherang den

Einstieg in Arbeit und Ausbildung z.B. durch die Organisation berafsvorbereitender

und berafsfordernder Maßnahmen ermöglicht, erfüllt er vor dem Hintergrund des

Grundrechtsanspraches aller Minderjährigen auf Erziehung eine öffentliche Aufgabe
im Rahmen eines durch eine allgemeine Bildungstheorie gesicherten Bildungsan¬

spruchs.

Gelingendes Hineinwachsen in die Gesellschaftsordnung erweist sich formal aus

pädagogischer Sicht als stufenweiser Lernprozeß und aus rechtlicher Sicht, auf die

Menschen- und Grundrechte bezogen, als Prozeß zur Grandrechtsmündigkeit (vgl.

Rehbein, 1968 u. 1980). Aus inhaltlicher Sicht wären z.B. Friedenserziehung,

Wahrnehmung des Gleichheitsgrundsatzes ausländischer jugendlicher Arbeitnehmer,

gesellschaftliche Verwirklichung des Gleichheitsanspruches der Mädchen und Frauen

als Erfahrung in einer Solidargemeinschaft zu nennen.

IV. In einer Gesellschaft, in der die Produktionssphäre als Kapitalverwertungsprozeß
die zentrale gesellschaftliche Vermittlungskategorie darstellt, sind jedoch gesellschaft¬
lich strukturierte Solidarisierangs- oder freiheitsbezogene Mündigkeitsprozesse nur

bedingt erwünscht. Für die Erzieher, Sozialpädagogen, Sozialarbeiter und Therapeu¬
ten bedeutet das, wollen sie nicht zum Treibgut beliebiger und vorrangig kapitalorien¬
tierter Interessen werden, daß sie der eigenen Entmündigung widerstehen müssen. Die

Theoretiker einer grundrechtsorientierten Erziehung im Rahmen einer allgemeinen

gesellschaftlichen Handlungstheorie sind damit aufgefordert, an einer Verwirklichung

von Erziehung und Bildung als öffentlicher Aufgabe mitzuarbeiten, für die im Anschluß

an Schiller, Kant und Hegel das Allgemeine als Anspruch aller Menschen

dahingehend präzisiert wird,

- daß im Jugendstrafvollzug Grandrechtsverwirklichung bedeutet, sozialadäquat
leben lernen zu können,

- daß auch in sozialen Brennpunkten die Freiheitsverbürgung für alle Menschen zu

garantieren hat, „Würde" nicht als ontologisches Prinzip abstrakt, sondern in der

Form von Solidarität konkret erfahren zu können,

- daß Sozialisation unter der Kategorie Ausbildung und Arbeit erfordert, junge
Menschen zu befähigen, ihr freiheitsverbürgendes Recht auf Ausbildung und Arbeit

als Existenzsicherangsprogramm überall und immer durchsetzen zu können, damit

sie selbst als mündig gewordene Grundrechtsträger später fähig sind, ihr Recht auf
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Arbeit zu verwirklichen. In diesem Sinne bestimmt dann nicht mehr Arbeit Bildung,

sondern Bildung Arbeit.

Ein löjähriger jugendlicher Arbeitsloser aus einer Gruppe sich als rechtsradikal

Verstehender, entsprechend befragt, würde in solchem Solidaritätszusammenhang

nicht mehr antworten: „Ich versteh' nur eins, daß ich Schalke-Fan bin und die Kanaken

raus sollen."

/
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